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Banken am Pranger –  
Risiken für die Realwirtschaft

Ulrich Grillo

Die Banken sind gewissermaßen zu einem 
Synonym für die andauernde Finanz-, 
Wirtschafts- und Schuldenkrise geworden. 
Sie werden für die gegenwärtige Misere 
verantwortlich gemacht. Harsche Kritik an 
Banken und Finanzwelt kommt auch aus 
der Realwirtschaft. Viele Unternehmen be-
klagen – zu Recht –, dass sie die Zeche 
zahlen müssen für Fehler, die andere be-
gangen haben. Ihnen droht erneut die un-
dankbare Rolle, nach dem Wolkenbruch 
die Aufräumarbeiten erledigen zu müssen.

Banken und Finanzmärkte  
kein Selbstzweck

Pauschale Schuldzuweisungen helfen je-
doch nur begrenzt weiter. Tatsache ist, es 
gab – und gibt auch heute noch – gravie-
rende Missstände und Fehlentwicklungen 
im Banken- und Finanzsystem. Kredit- und 
Anlagerisiken wurden unterschätzt oder 
sogar wissentlich in Kauf genommen. Die 
Haftung wurde auf den Steuerzahler ab-
gewälzt. Die Kreditwirtschaft war nicht 
ausreichend kapitalisiert, um die hohen 
eingegangenen Risiken abzufangen. Die 
Vergütungssysteme haben Anreize zu Fehl-
verhalten unterstützt. Zudem war das Risi-
komanagement der Banken nicht selten 
mangelhaft. Ein „Weiter so“ darf es jeden-
falls nicht geben! Banken und Finanzmärk-
te sind kein Selbstzweck. Sie müssen sich 
wieder mehr als Dienstleister der Realwirt-
schaft verstehen. Einige Banken haben 
diese „Story“ verstanden. Sie haben ihr Ge-
schäftsmodell re-kalibriert: Eigenkapital 
und Liquiditätspuffer wurden erhöht, Risi-
ken und Verschuldung abgebaut. Das 
macht Mut.

Tatsache ist aber auch: Es gibt immer Ver-
führer und Verführte. Auch die Realwirt-
schaft gehörte zu denen, die bei der Ban-
kenregulierung sagten: „Weniger ist mehr.“ 
Nach den negativen Erfahrungen müssen 

wir heute feststellen: Die überzogene De-
regulierungspolitik in der Vergangenheit 
war ein Irrtum, der korrigiert werden muss. 
Wichtig ist, aus den Krisenerfahrungen die 
richtigen Lehren zu ziehen. Dies bedarf vor 
allem richtiger ökonomischer Anreize und 
guter Regelwerke. 

Überzogene Deregulierungspolitik

Dabei sind zwei Dinge essenziell: Die Regu-
lierungsmaßnahmen müssen geeignet sein, 
die bestehenden Missstände zu verringern. 
Nicht alles, was in den vergangenen Jahren 
in puncto Finanzmarktregulierung auf den 
Weg gebracht wurde, ist gleichermaßen 
zielführend. Manches ist schlichte Symbol-
politik und ungeeignet, die Finanzmärkte 
dauerhaft stabiler und krisenfester zu ma-
chen.

Die Regulierung muss ausreichend die von 
ihr ausgehenden Auswirkungen – auch und 
insbesondere auf die Realwirtschaft – be-
rücksichtigen. Manche Regulierungsmaß-
nahme schießt eindeutig über das Ziel 
 hinaus. Die Unternehmen haben in den 
vergangenen Jahren wiederholt die bittere 
Erfahrung machen müssen, dass Banken- 
und Finanzmarktregulierungen gravierende 
negative Nebenwirkungen in Form der Ver-
teuerung der Finanzierung oder eines er-
heblich erschwerten und/oder verteuerten 
Risikomanagements zur Folge hatten.

Wie auch sonst in der Wirtschaft muss 
auch in Regulierungsfragen das Verhältnis 
von Kosten zu Ertrag stimmen. Man be-
kommt den Eindruck, dass diese Relation 
noch nicht so recht ausbalanciert ist. Ein 
solcher Weg ist hochriskant – für Banken 
und Finanzmärkte, auch für die Realwirt-
schaft und damit für Wettbewerbsfähig-
keit und Wachstumschancen Deutschlands.

Banken als Dienstleister der 
Realwirtschaft 

Die Realwirtschaft braucht leistungsstarke 
Banken. Ein funktionierender Finanzkreis-
lauf ist zentral für die Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit unserer Wirtschaft. In-
vestitionen und Wachstum dürfen nicht an 
unzureichenden Finanzierungsmöglichkei-
ten scheitern. Die Unternehmen brauchen 
Banken, die sie auf den Weltmärkten be-
gleiten und zugleich stark im Heimatmarkt 
sind. Sie benötigen ein breites Produkt- und 
Dienstleistungsspektrum zur Finanzierung 
von Investitionen, Exporten, Projekten und 
Direktinvestitionen im Ausland.

Der Kapitalbedarf der Wirtschaft wird in 
den kommenden Jahren immens sein. Zum 
einen steht ein enormer Anschlussfinan-
zierungsbedarf der Unternehmen an, der 
in seiner Höhe einmalig ist. Zum anderen 

Ulrich Grillo, Präsident, Bundesverband der 
Deutschen Industrie e. V. (BDI), Berlin

Die Unternehmensfinanzierung ist ein zent
raler Wettbewerbsfaktor. Obgleich einer 
reibungslosen Finanzierung kleiner und 
mittlerer Unternehmen noch nichts im 
Wege steht, befindet sich die Mittelstands
finanzierung aktuell im Umbruch. Ten
denziell ist eine Abkehr von tradierten Fi
nanzierungsmustern hin zu alternativen 
Finanzierungsinstrumenten zu beobach
ten. Zur langfristigen Sicherung der Unter
nehmensfinanzierung hält der Autor einen 
starken und leistungsfähigen Finanz
standort Deutschland trotzdem für unver
zichtbar. Der Rahmen dafür wird maß
geblich durch die Banken, Börsen und 
Kapitalmarktgesetze abgesteckt, die seiner 
Ansicht nach mehr als bisher die Interes
sen der Realwirtschaft berücksichtigen 
sollten. Regulatorische Fehlsteuerungen 
zulasten der Realwirtschaft – so sein Fazit 
– müssen dabei unbedingt vermieden wer
den. (Red.)
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befindet sich die Wirtschaft mit der Ener-
giewende vor dem wohl größten Infra-
struktur- und Modernisierungsprojekt der 
nächsten Jahrzehnte. Die Finanzierung 
dieser Mammutaufgabe ist ohne leistungs-
fähige Banken als Partner nicht darstellbar. 
Für immer mehr Unternehmen sind Maß-
nahmen zur Steigerung der Energieeffi-
zienz zu einer permanenten tagesaktuellen 
Herausforderung geworden. Geschäfts-
partner und Ratingagenturen schauen ge-
nau hin, ob und wie sie ihre Kostenseite in 
den Griff bekommen.

Alternativen zum Bankkredit

Die Maßnahmen zur Energieeffizienzstei-
gerung bedürfen ebenso wie der Ausbau 
erneuerbarer Energien der tatkräftigen 
Unterstützung seitens der Banken durch 
klassische Investitionskredite und, bei grö-
ßeren Projekten, die einzelne Institute 
nicht stemmen können und wollen, durch 
Konsortialkredite. Flankierend wird eine 
Einbindung von KfW und Landesförder-
instituten als Fundingpartner und zur 
Stärkung der Risikopartnerschaft der Ge-
schäftsbanken erfolgen müssen. Dies ist 
gerade für Mittelständler wegen der Zins-
verbilligung und langer Laufzeiten attraktiv. 
Immer mehr Unternehmen nutzen – subs-
titutiv oder komplementär – Kapitalmarkt-
instrumente als Finanzierungsalternative. 
Vor allem Anleihen und Schuldscheindarle-
hen stehen bei den Unternehmen als Alter-
native oder in Ergänzung zum Bankkredit 
hoch im Kurs. Hier sind Banken als emis-
sionsbegleitende Partner gefragt. 

Gerade in Zeiten des strukturellen Wandels 
ist eine ausreichende Eigenkapitalausstat-
tung der Unternehmen von zentraler Be-
deutung. Sie ist eine wichtige Stellgröße 
bei der Beurteilung der Bonität der Unter-
nehmen. Die Zufuhr von Eigenkapital über 
den Kapitalmarkt wird immer wichtiger. 
Außerbörsliches Eigenkapital ist dagegen 
für viele Unternehmen nur schwierig er-
hältlich. Gerade der Private-Equity-Markt 
könnte wertvolle Unterstützung von Inves-
titions- und Innovationsvorhaben, Exis-
tenzgründungen, Unternehmensnachfolgen 
und -umstrukturierungen leisten.

Kein Verzicht auf Derivate 

Es geht jedoch nicht allein um die Bereit-
stellung von Finanzmitteln. Gleichermaßen 
wichtig ist die bankseitige Unterstützung 
der Unternehmen etwa im Zahlungsver-

kehr oder bei der Risikoabsicherung. Mitt-
lerweile werden Derivate von Unterneh-
men aller Größenklassen für die zielgenaue 
Absicherung von Geschäftsrisiken einge-
setzt. Dies geht in der Regel nur mit bila-
teral mit den Banken ausgehandelten 
Over-the-Counter (OTC)-Kontrakten. 

Die Erwartungen der Unternehmen an die 
Banken sind so gesehen hoch. Sie sind aber 
auch legitim. Nicht zuletzt für den Mit-
telstand – dem Rückgrat der deutschen 
Wirtschaft – muss die Kreditvergabe Kern-
aufgabe des Bankensektors bleiben. Die 
Mittelständler brauchen Hausbanken, die 
als verlässliche Partner auch in schwieri-
gen Situationen zur Seite stehen. Auf kei-
nen Fall darf das Kurzfristdenken, das uns 
manche Probleme eingebrockt hat, wieder 
Oberwasser bekommen. Maßstab des 
 Bankenhandelns sollten die langfristigen 
Wachstumsperspektiven der deutschen 
Volks wirtschaft sein. 

Um diesen Aufgaben nachkommen zu 
können, müssen bestehende Effizienzmän-
gel und strukturkonservierende Hemmnis-
se im deutschen Bankenmarkt beseitigt 
werden. Dabei müssen alle Optionen für 

eine Sektor übergreifende Modernisierung 
des Bankenmarktes genutzt werden. Zent-
ral ist vor allem auch endlich die Neuord-
nung des Landesbankensektors, um das 
 Finanzierungsgeschäft mit der Industrie 
auf eine langfristig solide Basis zu stellen. 
Aus Sicht der Industrie wird auch künftig 
die Koexistenz von Universal- und Spezial-
banken benötigt – von Kleininstituten mit 
regionalem Zuschnitt bis zum Global Play-
er. Hier muss das angeschlagene Segment 
der Landesbanken wieder für Industrie-
finanzierung ertüchtigt werden.

Proaktives Informationsmanagement

Sicher, auch die Unternehmen müssen um-
denken, um größtmöglichen Nutzen aus 
den strukturellen Veränderungen im Ban-
kensystem zu ziehen. Die Finanzierungs-
situation ist kein unbeeinflussbares Datum; 
sie kann aktiv mitgestaltet werden. Insbe-
sondere der Beziehungspflege zu den Kapi-
talgebern kommt eine herausragende Rolle 
zu. Offenes und proaktives Informations-
management ist ein nicht zu unterschät-
zender Wettbewerbsfaktor geworden. Im-
mer mehr Unternehmen haben dies als 
Herausforderung erkannt, wie die ermuti-
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genden Ergebnisse des diesjährigen Wirt-
schaftspreises „Beste Finanzkommunika-
tion im Mittelstand“ zeigen, den der BDI 
gemeinsam mit weiteren Partnern schon 
traditionell durchführt.

Information und Transparenz dürfen keine 
„Einbahnstraße“ sein. Hohe Maßstäbe soll-
ten ebenso für Banken und Sparkassen 
gelten. Rating darf keine „Black-Box“ sein. 
Leider sind die Kenntnisse über Rating und 
Kreditentscheidung in vielen mittelständi-
schen Unternehmen nicht ausreichend 
vorhanden. Hier liegt weiterhin eine wich-
tige Informationsaufgabe für Banken und 
Sparkassen.

Regulierung zwischen Risikoprävention 
und Unternehmensfinanzierung

Die Finanzkrise hat – für jeden sichtbar – 
gravierende Schwachstellen in der Regu-
lierung des internationalen Finanzsystems 
offengelegt. Der BDI unterstützt uneinge-
schränkt die Bemühungen der Politik, die 
Finanzmärkte stabiler und krisenfester zu 
machen, weil nur dies die Unternehmens-
finanzierung nachhaltig sichert. Allerdings 
können die Banken ihre Dienstleisterfunk-
tion für die Realwirtschaft nur dann effek-
tiv erfüllen, wenn das Umfeld stimmt. Hier 
gibt es ein Spannungsfeld. Der Spagat zwi-
schen Risikoprävention und Sicherung der 
Unternehmensfinanzierung ist noch nicht 
überall gelungen.

Nachweislich stellt die Realwirtschaft kein 
systemisches Risiko dar. Sie ist nicht Aus-
löser, sondern im Gegenteil der Stabilitäts-
anker während der Finanz-, Wirtschafts- 
und Schuldenkrise. Aber sie hat einen 
 großen Teil der Regulierungslast zu tragen. 
Wünschenswert ist manchmal mehr Ver-
ständnis seitens der Politik für die spezifi-
schen Finanzierungsbelange der Industrie. 
Zentrale Regulierungsprojekte berücksich-
tigen nicht in erforderlichem Maße die Be-
lange der Realwirtschaft. 

Geringerer Finanzierungsspielraum  
der Banken

Die Wirkungen von Basel III auf die Real-
wirtschaft haben in Deutschland besonde-
re Bedeutung. Die starke industrielle Basis 
und die hohe Kreditabhängigkeit der Un-
ternehmen unterscheiden Deutschland von 
vielen anderen europäischen Ländern. Die 
langfristige Unternehmensfinanzierung ist 
hochgradig gefährdet; auch weil andere 

Regulierungsvorhaben, so etwa Solven-
cy II, die Refinanzierungsmöglichkeiten der 
Banken durch Versicherungen merklich 
einschränken. Die Industrie wird nicht nur 
von den steigenden Kosten für Kredit-
finanzierungen, die den Mittelstand über-
proportional belasten, betroffen sein. 
Nicht minder problematisch sind die in 
 Basel III weiterhin angelegte Diskriminie-
rung von Industrieschuldverschreibungen 
gegenüber Staatstiteln und die Verteue-
rung von OTC-Derivaten, die zur Steue-
rung und Kontrolle unternehmerischer Ri-
siken unverzichtbar sind. Hier prallen ein 
steigender Finanzierungsbedarf der Wirt-
schaft und ein geringerer Finanzierungs-
spielraum der Banken aufeinander. Das 
kann nicht gutgehen!

Der risikomindernde Effekt von Derivatge-
schäften in der Realwirtschaft wird durch 
zahlreiche Regulierungsmaßnahmen, ne-
ben Basel III/CRD IV auch durch die Deri-
vateverordnung EMIR und die Finanz-
marktrichtlinie MiFID, bedroht. Schon jetzt 
spüren die Unternehmen, dass die Absiche-
rung von Währungs-, Zins- und Rohstoff-
preisrisiken deutlich teurer wird – und zum 
Teil schon nicht mehr möglich ist, weil die 
Banken sich aus dem Geschäft mit Deriva-
ten zurückziehen. 

Für die deutsche Indus trie, die sehr stark in 
die internationale Arbeitsteilung einge-
bunden und auf Kunden und Lieferanten 
aus aller Welt angewiesen ist und für die 
eine planbare Rohstoffversorgung uner-
lässlich ist, sind Einschränkungen der Ab-
sicherungsgeschäfte besonders problema-
tisch. In letzter Konsequenz würde die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
und der deutschen Volkswirtschaft insge-
samt Schaden nehmen.

Universalbanken haben sich bewährt 

Kritisch – auch aus dem Blickwinkel der 
Unternehmensfinanzierung – sind Vor-
schläge zu bewerten, das risikoreichere 
 Investmentgeschäft der Banken vom risi-
kogeringeren Privatkunden- und Kredit-
geschäft organisatorisch abzutrennen. 
 Anders als die USA und Großbritannien 
verfügt Deutschland über ein historisch 
gewachsenes und bewährtes Universalban-
kensystem, das sich mit ihrem integrierten 
Dienstleistungsangebot aus einer Hand als 
natürlicher Partner der Realwirtschaft be-
währt hat. Deplatzierte Restrukturierungs-
eingriffe können zu erheblichen Effizienz-

verlusten und weiteren Konzentrationen 
im Bankensystem führen, die negativ auf 
das Firmenkundengeschäft zurückschlagen 
können. Wenn sich die Refinanzierung für 
das Investmentgeschäft regulierungsbe-
dingt verteuert, hätten Unternehmen die 
Zeche zu zahlen. 

Ob mit einer gesetzlich verordneten Auf-
spaltung der Banken wirklich ein stabileres 
Finanzsystem geschaffen wird, ist sehr frag-
lich. Die Risiken werden nur verteilt – von 
den Banken auf die Realwirtschaft. Wenn 
ein Trennbankensystem nur scheinbare Si-
cherheit schafft, wäre nicht viel  gewonnen 
– aber es würde großer und vermeidbarer 
Schaden angerichtet. Im Übrigen sind in 
Deutschland die Versuche der Bankenkrise 
nicht in der Struktur des Privatbanken-
sektors gelegen, sondern allein im unver-
antwortlichen Geschäftsgebaren vor allem 
öffentlich-rechtlicher Bankins titute. 

Kumulative Wirkungen beachten

Deswegen ist bei Regulierungsvorhaben 
unbedingt mehr Augenmaß vonnöten! 
Leitgedanke der Banken- und Finanz-
marktregulierung sollte, wie dies auch 
 ursprünglich intendiert war, die Gewähr-
leistung der Systemstabilität sein. Regula-
torische Fehlsteuerungen, die zulasten der 
Realwirtschaft gehen, müssen vermieden 
werden. 

Es sind vor allem die kumulativen Wirkun-
gen der umfangreichen Regulierungsagen-
da, die die Unternehmen schmerzen. Es 
kann nicht angehen, den deutschen Wirt-
schaftsstandort durch eine nicht ausba-
lancierte neue Finanzmarktarchitektur zu 
schwächen. Die Schrittmacherfunktion der 
Industrie für Wachstum und Wohlstand in 
unserem Land verlangt vielmehr, alles da-
ran zu setzen, den Standort Deutschland 
im internationalen Wettbewerb zu sichern 
und zu stärken. Besonders wichtig ist 
 dabei, die neuen Finanzmarktregeln mög-
lichst einheitlich und zeitgleich umzuset-
zen. Wettbewerbsverzerrungen auf den 
 Finanzmärkten führen zwangsläufig auch 
zu Wettbewerbsverzerrungen in der Real-
wirtschaft.

Die zuständigen EU-Institutionen sollten 
ein klares Zeichen setzen und auf wett-
bewerbshemmende und unnötige Regu-
lierung verzichten. Deutschland muss in 
dieser Frage mit gutem Beispiel vorange-
hen!
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